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Niederschrift 

über die 3. ordentliche Sitzung des Gemeinderates der Marktgemeinde Ruprechtshofen 
am Donnerstag, dem 5. Juni 2025, im Sitzungssaal der Marktgemeinde Ruprechtshofen, 
Hauptplatz 1 (Gemeindeamt). 

Die Einladung ist am 30. Mai 2025 gem. Einverständniserklärung nach § 45 NÖ 
Gemeindeordnung 1973, LGBl. 1000 i.d.g.F. auf elektronischem Wege an sämtliche 
Mitglieder des Gemeinderates ergangen. 

Beginn der Sitzung:  19.00  Uhr 
Ende der Sitzung:  20.45 Uhr 

Anwesend waren: 
1. Bürgermeister Ing. Leopold Gruber-Doberer 
2. Vizebürgermeister Johannes Scherndl 

3. Geschäftsführender Gemeinderat Wolfgang Potzmader

4. Geschäftsführender Gemeinderat Daniela Schrattmaier

5. Geschäftsführender Gemeinderat Herbert Sterkl

6. Geschäftsführender Gemeinderat Richard Punz

7. Gemeinderat Franz Babinger 

8. Gemeinderat Maria Dachsberger  

9. Gemeinderat Mag. Martina Grill 

10. Gemeinderat Johannes Herzog 

11. Gemeinderat Peter Herzog 

12. Gemeinderat Ing. Martina Stadler 

13. Gemeinderat Pamela Sturmlechner 

14. Gemeinderat Cornelia Wenninger 

15. Gemeinderat Manuel Gruber 

16. Gemeinderat Leopold Mayerhofer 

17. Gemeinderat Manuela Resl-Köberl 

18. Gemeinderat Christian Maldoner 

Entschuldigt war: 

19. Gemeinderat Ing. Werner Gallistl 

20. Gemeinderat DI Anton Hölzl 
21. Gemeinderat Sandra Schweiger 

Vorsitzender: 
Bürgermeister Ing. Leopold Gruber-Doberer 

Schriftführer: 
VB Martin Leeb 

Außerdem war anwesend: 
1 Zuhörer, Mario Schöner, Obmann FC Leonhofen 

Die Sitzung ist beschlussfähig. 

Die Sitzung ist öffentlich bis auf TOP 12. 
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Tagesordnung 
Öffentliche Sitzung: 
1. Genehmigung und Fertigung des Protokolls der letzten Sitzung 
2. Beschlussfassung von Subventionsansuchen 
3. Beschlussfassung der Vergabe von Lieferungen und Leistungen zum Umrüsten 

der Straßenbeleuchtung auf LED-Technologie 
4. Beschlussfassung eines Mietvertrages betreffend das Eislaufplatzgebäude mit der 

Planlos Sport & Chill OG 
5. Beschlussfassung der Vergabe von Lieferungen und Leistungen zur Erweiterung 

der WVA Schlatten und Instandsetzung der Wasserleitung in der Schulstraße 
6. Beschlussfassung der Vergabe von Straßenbaumaßnahmen (Spritzdecke 

Güterweg von Liegenschaft Imler bis Mündung Panoramaweg, Zufahrt 
Liegenschaft Höfler, Instandsetzung Schulstraße 

7. Beschlussfassung der Anpassung von Abgaben und Gebühren aufgrund des 
Gebarungseinschauberichts der Gemeindeaufsichtsbehörde: 
- Friedhofsgebührenordnung 
- Aufschließungsabgabe 
- Hundeabgabe 
- Marktstandsgebühren 
- Stellplatz-Ausgleichsabgabe 
- Kindergartentransport, Nachmittags- und Ferienbetreuung, Gebühren 

Tagesbetreuung, Elternbeiträge für Verpflegung 
8. Bericht über die Vergabebeschlüsse des Gemeindevorstandes 
9. Bericht von der Gebarungseinschau des Prüfungsausschusses vom 2. Juni 2025 
10. Bericht des Bürgermeisters 
11. Berichte und Anfragen der Gemeinderatsmitglieder 

Nicht öffentliche Sitzung: 
12. Beschlussfassung der Gewährung von außerordentlichen Vorrückungen 

Erledigung 

Der Bürgermeister begrüßt die anwesenden Gemeinderäte, stellt die 
Beschlussfähigkeit fest und eröffnet die Sitzung. 

Bevor der Punkt 1 der Tagesordnung behandelt wird, bringt der Bürgermeister einen 
Dringlichkeitsantrag zur Kenntnis:  

Antrag des Bürgermeisters: Gemäß § 46 Abs. 3 der NÖ Gemeindeordnung 1973, 
LGBl. 1000-23, in der derzeit geltenden Fassung, stelle ich den Antrag, 
nachstehenden Gegenstand als Punkt in die Tagesordnung der heutigen 
Gemeinderatssitzung aufzunehmen und zu behandeln. 
13) Beratung und Beschlussfassung der Annahme der Förderungsverträge 

C205163 ABA BA12, C205254 ABA BA13, C205164 WVA BA11, C205255 
WVA BA12 und C306031 WVA BA14 

Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig. 

Punkt 1 der Tagesordnung: 
Genehmigung und Fertigung des Protokolls der letzten Sitzung 

Jeder Gemeinderat hat eine Kopie des Protokolls erhalten. Es wurden keine 
schriftlichen Anträge zur Abänderung des Sitzungsprotokolls eingebracht.  

Der Bürgermeister stellt folgenden Antrag: Der Gemeinderat möge die 
Verhandlungsschrift der letzten Sitzung beschließen. 
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Beschluss: Der Antrag wurde angenommen. Das Sitzungsprotokoll gilt daher als 
genehmigt. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig. 

Punkt 2 der Tagesordnung: 
Beschlussfassung von Subventionsansuchen 

Sachverhalt: 
Die Fa. Genostar Rinderbesamung GmbH hat einen Zubau errichtet und 
beabsichtigt, neue Mitarbeiter aufzunehmen und sucht daher um 
Wirtschaftsförderung für den Standort Kagelsberg an. Die Subvention soll gemäß 
den Richtlinien des Gemeinderates aus dem Jahr 2007 erfolgen. Diese Richtlinien 
sehen eine Refundierung der bezahlten Kommunalsteuer um 50% für das 1. 
Betriebsjahr sowie eine Refundierung der Kommunalsteuer von 35% bzw. 20% für 
die beiden Folgejahre vor. Das Kommunalsteueraufkommen beträgt durchschnittlich 
€ 5.946,60 jährlich, die Förderung wird für zusätzlich eingestellte Mitglieder gewährt. 

HH-Stelle: 1/7890-7550, frei: € 10.000,00 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge eine 
Wirtschaftsförderung an die Genostar Rinderbesamung GmbH gemäß den geltenden 
Richtlinien des Gemeinderates aus dem Jahr 2007, wie im Sachverhalt beschrieben, 
beschließen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

Sachverhalt: 
Horst und Elfriede Wittmann haben € 8.438,07 aufgewendet, um ihre Liegenschaft 
vor Hochwasserereignissen zu schützen und suchen um Unterstützung durch die 
Gemeinde an. Die Maßnahmen sollen mit 20%, das sind € 1.687,61, gefördert 
werden. 

HH-Stelle: 5/639-0690, frei: € 100.000,- 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Unterstützung der 
Hochwasserschutzmaßnahmen in der Höhe von € 1.687,61, wie im Sachverhalt 
beschrieben, beschließen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

Punkt 3 der Tagesordnung: 
Beschlussfassung von der Vergabe von Lieferungen und Leistungen zum Umrüsten 
der Straßenbeleuchtung auf LED-Technologie 

Sachverhalt: 
Die verbliebenen 88 Straßenlaternen sowie die Kirchturmbeleuchtung (2 Strahler) 
sollen auf umweltfreundliche LED-Technologie umgestellt werden, um den 
Energieverbrauch im Bereich der Straßenbeleuchtung zu senken. Technische 
Grundlage für die Umrüstung ist die Lichtplanung der Fa. MHZ-Beratung vom 
18.06.2020. Die bisher im Gemeindegebiet verwendete Leuchte „Calla“ ist nicht mehr 
förderfähig, da zu viel Licht nach oben abgestrahlt wird. Die Fa. Jackl & Riessner hat 
daher zwei Lampenmodelle angeboten die die Förderkriterien erfüllen: 

- Pilzleuchte iQ Mastleuchte € 654,00 netto/Stück 
- Laterne iQ Mastleuchte  € 748,02 netto/Stück 

Die Leuchten wurden bemustert, der Vorstand spricht sich für die Anschaffung der 
Pilzleuchten aus, die günstiger sind als die bisher verbauten Calla-Leuchten 
(€ 753,50 netto/Stück). Außerdem werden 30 Masten benötigt, ein Angebot über 
€ 82.009,56 brutto für 88 Leuchten, 30 Stahlmasten und die beiden Strahler für die 
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Kirchturmbeleuchtung liegt zur Beschlussfassung vor. Bedarfszuweisungsmittel in 
Höhe von € 100,- je Lichtpunkt können nach Abrechnung beantragt werden, vom 
Bund (KPC) wird die Maßnahme mit € 50,- pro Lichtpunkt (begrenzt auf 15% der 
umweltrelevanten Investitionskosten) gefördert. Der Antrag ist vor rechtsverbindlicher 
Beauftragung zu stellen. Die Maßnahme ist im Budget nicht vorgesehen und soll im 
1. Nachtragsvoranschlag für das Haushaltsjahr 2025 dargestellt werden. 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Vergabe von 
Lieferungen und Leistungen zum Umrüsten der Straßenbeleuchtung auf LED-
Technologie sowie den Bedeckungsvorschlag, wie im Sachverhalt beschrieben, 
beschließen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: eine Enthaltung wegen Befangenheit, GfGR Potzmader. 

Punkt 4 der Tagesordnung: 
Beschlussfassung eines Mietvertrages betreffend das Eislaufplatzgebäude mit der 
Planlos Sport & Chill OG 

Sachverhalt: 
Die Planlos Sport & Chill OG möchte einen Teil des Eislaufplatzes (WC, Garderobe) 
über die Sommermonate anmieten. Das Mietverhältnis beginnt am 01.05.2025 und 
endet mit 30.09.2025. Der Mietgegenstand wird für Zwecke des Betriebs eines 
Freizeitparks verwendet. Der monatliche Bestandszins beträgt € 2,-/m2 zuzüglich 
einer allfälligen Umsatzsteuer und wird über die Marktgemeinde St. Leonhard am 
Forst als Sitz der Verwaltung des Eislaufplatzes verrechnet. Die Betriebskosten für 
Strom, Wasser und Kanal werden pauschal mit € 30,- monatlich zuzüglich 
Umsatzsteuer verrechnet. Der bereits von der Marktgemeinde St. Leonhard am Forst 
gefertigte Mietvertrag liegt zur Beschlussfassung durch den Gemeinderat vor. 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge den vorliegenden 
Bestandsvertrag mit der Planlos Sport & Chill OG, wie im Sachverhalt beschrieben, 
beschließen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

Punkt 5 der Tagesordnung: 
Beschlussfassung der Vergabe von Lieferungen und Leistungen zur Erweiterung der 
WVA Schlatten und Instandsetzung der Wasserleitung in der Schulstraße 

Sachverhalt: 
Im Zuge der Oberflächeninstandsetzung der Schulstraße soll auch die darin 
verlaufende Wasserleitung ausgetauscht werden. Diese Maßnahme wurde mit der 
Erweiterung der WVA Schlatten vom Projektanten, der Fa. Schuster ZT GmbH, zum 
Bauabschnitt WVA BA 16 zusammengefasst, die Erd-, Baumeister- und 
Installationsarbeiten wurden ausgeschrieben. 
Folgende Angebote sind fristgerecht bei der Gemeinde eingelangt: 

- Fa. Karl Schweighofer GmbH € 119.900,75 netto 
- Fa. Strabag AG   € 124.324,52 netto 
- Fa. Traunfellner   € 184.419,71 netto 

Die Angebote wurden vom Projektanten geprüft, der Vergabevorschlag lautet auf die 
Fa. Karl Schweighofer GmbH. Die Maßnahme ist im Budget nicht vorgesehen und soll 
im 1. Nachtragsvoranschlag für das Haushaltsjahr 2025 dargestellt werden. 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Vergabe von 
Lieferungen und Leistungen zur Erweiterung der WVA Schlatten und Instandsetzung 
der Wasserleitung in der Schulstraße gemäß Vergabevorschlag sowie den 
Bedeckungsvorschlag, wie im Sachverhalt beschrieben, beschließen. 
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Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig. 

Punkt 6 der Tagesordnung: 
Beschlussfassung der Vergabe von Straßenbaumaßnahmen (Spritzdecke Güterweg 
von Liegenschaft Imler bis Mündung Panoramaweg, Zufahrt Liegenschaft Höfler, 
Instandsetzung Schulstraße 

Sachverhalt: 
Auf der Verlängerung des Güterweges Steinwander in Riegers von der Liegenschaft 
Imler bis zur Mündung des Panoramaweges soll zur Staubfreimachung eine 
Spritzdecke aufgebracht werden. Die Fa. Schneck hat die Arbeiten zur Herstellung 
des Unterbaues um € 15.415,92 inkl. USt. angeboten, die Spritzdecke soll von der 
Fa. Bitunova um € 12.927,- hergestellt werden. 

Für die Herstellung der Zufahrten zu den Liegenschaften Höfler (Güterweg Lehen) 
wurden folgende Angebote durch die Abt. Güterwege des Landes NÖ eingeholt: 
Fa. Strabag (kleinere Rigole):  € 44.824,80 inkl. USt. 
Fa. Traunfellner (kleinere Rigole): € 50.210,94 inkl. USt. 
Fa. Strabag (größere Rigole):  € 48.257,10 inkl. USt. 
Fa. Held & Francke (größere Rigole): € 48.785,14 inkl. USt. 
Die Fa. Strabag ist demnach als Bestbieter anzusehen. 

Für die Projektierung der Instandsetzung der Schulstraße wurde von der Fa. 
Schuster ZT GmbH ein Honorarangebot über € 16.080,- inkl. USt. vorgelegt. 
Folgende Angebote wurden in Vorleistung vom Projektanten eingeholt: 
Fa. Lang & Menhofer:   € 183.896,46 exkl. USt. 
Fa. Traunfellner:    € 198.945,92 exkl. USt. 
Fa. Held & Francke:   € 199.937,03 exkl. USt. 
Fa. Pittel & Brausewetter:   € 225.267,16 exkl. USt. 
Die Angebote wurden vom Projektanten geprüft, der Vergabevorschlag lautet auf die 
Fa. Lang & Menhofer. 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Vergabe von 
Straßenbaumaßnahmen (Spritzdecke Güterweg von Liegenschaft Imler bis Mündung 
Panoramaweg, Zufahrt Liegenschaft Höfler, Instandsetzung Schulstraße inkl. 
Planung und Bauführung, wie im Sachverhalt beschrieben, beschließen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig. 

Punkt 7 der Tagesordnung: 
13. Beschlussfassung der Anpassung von Abgaben und Gebühren aufgrund des 

Gebarungseinschauberichts der Gemeindeaufsichtsbehörde: 
- Friedhofsgebührenordnung 
- Aufschließungsabgabe 
- Hundeabgabe 
- Marktstandsgebühren 
- Stellplatz-Ausgleichsabgabe 
- Kindergartentransport, Nachmittags- und Ferienbetreuung, Gebühren 

Tagesbetreuung, Elternbeiträge für Verpflegung 

Sachverhalt: 
Im Gebarungseinschaubericht der Gemeindeaufsichtsbehörde sind unter anderem 
Empfehlungen enthalten, die Kostendeckung durch die Friedhofsgebühren zu 
erreichen sowie Steuern und Abgaben nach dem Verbraucherpreisindex zu 
valorisieren. Folgende Anpassungen sollen daher vorgenommen werden: 
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Friedhofsgebühren: 
Die Friedhofsgebühren wurden neu berechnet, um die Unterdeckung im 
Gebührenhaushalt auszugleichen, die Gebühren sollen gemäß vorliegendem 
Verordnungsentwurf angepasst werden: 

Der Gemeinderat der Marktgemeinde Ruprechtshofen hat in seiner Sitzung am 5. Juni 2025 folgende 

Friedhofsgebührenordnung 
nach dem NÖ Bestattungsgesetz 2007 

für den Friedhof der Marktgemeinde Ruprechtshofen 

beschlossen: 
§ 1 

Arten der Friedhofsgebühren 

Für die Benützung des Gemeindefriedhofes werden eingehoben: 

a) Grabstellengebühren 
b) Verlängerungsgebühren 
c) Beerdigungsgebühren 
d) Enterdigungsgebühren 
e) Gebühren für die Benützung der Leichenkammer (Kühlanlage) 
f) Gebühren für die Benützung der Aufbahrungshalle 

§ 2 
Grabstellengebühren 

(1) Die Grabstellengebühr für die Überlassung des Benützungsrechtes auf 10 Jahre bei 
Erdgrabstellen und bei sonstigen Grabstellen (Urnenstelen und Urnennischen) sowie auf 30 
Jahre bei sonstigen Grabstellen (Grüften) beträgt für 

a) Erdgrabstellen: 
1. für bis zu 3 Leichen und Urnen € 230,- 
2. für mehr als 3 Leichen und Urnen € 350,- 

b) sonstige Grabstellen: 
1. Gruft für bis zu 6 Leichen und Urnen € 4.030,- 
2. Gruft für bis zu 12 Leichen und Urnen € 5.900,- 
3. Urnenstele 

(nur Grundsockel, Urnenwürfel sind selbst zu besorgen) € 1.480,- 
4. Urnennische für 4 Urnen € 1.480,- 

(2) Für Grabstellen in besonderer örtlicher Lage bzw. mit besonderer Ausgestaltung werden zu den 
Grabstellengebühren nach Absatz 1 folgende Zuschläge verrechnet: 

a) Randgräber 10 v. H. 
b) Eckgräber 20 v. H. 
c) Gräber an der Friedhofsmauer 20 v. H. 

§ 3 
Verlängerungsgebühren 

(1) Für Erdgrabstellen, für die ein erstmaliges Benützungsrecht mit der Dauer von 10 Jahren 
festgesetzt wurde, wird die Verlängerungsgebühr (für die weitere Verlängerung des 
Benützungsrechtes auf jeweils 10 Jahre) mit dem gleichen Betrag festgesetzt, der für solche 
Gräber als Grabstellengebühr zu entrichten ist. 

(2) Für sonstige Grabstellen, für die ein erstmaliges Benützungsrecht mit der Dauer von10 
(Urnenstelen oder Urnennischen) oder 30 Jahren (Grüfte) festgesetzt wurde, wird die 
Verlängerungsgebühr (für die weitere Verlängerung des Benützungsrechtes auf jeweils 10 
Jahre) mit einem Drittel des Betrages festgesetzt, der für solche Gräber als Grabstellengebühr 
zu entrichten ist. 

§ 4 
Beerdigungsgebühren 

(1) Die Beerdigungsgebühr (für das Öffnen und Schließen der Grabstelle und die Bereitstellung des 
Versenkungsapparates) beträgt bei der 
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a) Beerdigung einer Leiche in einem Erdgrab € 460,- 
b) Beisetzung einer Leiche in einer Gruft € 590,- 
c) Beisetzung einer Urne in einem Erdgrab für Leichen € 150,- 
d) Beisetzung einer Urne in einer Gruft für Leichen € 150,- 
e) Beisetzung einer Urne in einer Urnennische € 150,- 
f) Beisetzung einer Urne in einer Urnenstele € 150,- 

(2) Die Beerdigungsgebühr von Leichen von Kindern beträgt 50 v. H. der in Absatz 1 festgesetzten 
Gebührensätze. 

(3) Bei Gräbern mit Deckel erhöht sich die jeweilige Gebühr nach Absatz 1 um einen Zuschlag 
für das Abheben und Wiederversetzen des Grabdeckels bei Erdgräbern und sonstigen 
Grabstellen wie folgt: 

a) Erdgrabstelle für bis zu drei Leichen oder Urnen € 1.050,- 
b) Erdgrabstelle für bis zu sechs Leichen oder Urnen € 2.000,- 
c) Gruft für bis zu 6 Leichen und Urnen € 1.050,- 
d) Gruft für bis zu 12 Leichen und Urnen € 2.000,- 

(4) Die Beerdigung erfolgt an Werktagen am Montag nachmittags, Dienstag bis Freitag vormittags 
und nachmittags 

(5) Bei Beerdigungen an Samstagen erhöht sich die jeweilige Gebühr nach Absatz 1 auf 200 v. H., 
an Sonntagen, Feiertagen und am Montag vormittags finden keine Beerdigungen statt. 

§ 5 
Enterdigungsgebühr 

Die Enterdigungsgebühr für eine Enterdigung (§ 19 Abs. 1 NÖ Bestattungsgesetz 2007) beträgt 225 v. 
H. der jeweiligen Beerdigungsgebühr. 

§ 6 
Gebühren für die Benützung der 

Leichenkammer (Kühlanlage) und der Aufbahrungshalle 

(1) Die Gebühr für die Benützung der Leichenkammer (Kühlanlage) beträgt für jeden 
angefangenen Tag 
€ 50,-. 

(2) Die Gebühr für die Benützung der Aufbahrungshalle beträgt für jeden angefangenen Tag € 50,-. 

§ 7 
Schluss- und Übergangsbestimmungen 

Diese Friedhofsgebührenordnung wird mit dem Monatsersten rechtswirksam, der dem Ablauf der 
zweiwöchigen Kundmachungsfrist zunächst folgt. 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die vorliegende 
Friedhofsgebührenordnung, wie im Sachverhalt beschrieben, beschließen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig. 

Aufschließungsabgabe: 
Die Aufschließungsabgabe soll ebenfalls angepasst werden, um unter 
Berücksichtigung des Bauklassenkoeffizienten von 1,25 die Teuerung seit der letzten 
Verordnung abzufedern. Folgende Verordnung soll daher vom Gemeinderat 
beschlossen werden: 

Der Gemeinderat der Marktgemeinde Ruprechtshofen hat in der 3. ordentlichen Sitzung am 5. Juni 
2025 folgende 

VERORDNUNG 
erlassen. 

1. 
Höhe des Einheitssatzes 

Gemäß § 38 Abs. 1 der NÖ Bauordnung 2014 i.d.g.F., wird der Einheitssatz für die Berechnung der 
Aufschließungsabgabe einheitlich mit 

€ 530,- 
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festgesetzt. 
2. 

Rechtsgültigkeit 
Diese Verordnung tritt mit 1. Juli 2025 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Festsetzung 
des Einheitssatzes vom 13. Dezember 2021 außer Kraft. 
Auf Abgabentatbestände, die vor Inkrafttreten dieser Verordnung verwirklicht wurden, ist der bis dahin 
geltende Einheitssatz weiterhin anzuwenden. 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die vorliegende 
Verordnung zur Festsetzung des Einheitssatzes zur Berechnung der 
Aufschließungsabgabe, wie im Sachverhalt beschrieben, beschließen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig. 

Hundeabgabe: 
Die Hundeabgabe wurde seit der letzten Verordnung vom 17.11.2010 nicht mehr 
angepasst und soll daher im Ausmaß der allgemeinen Teuerung erhöht werden. 
Folgende Verordnung soll daher vom Gemeinderat beschlossen werden: 

VERORDNUNG ÜBER DIE ERHEBUNG DER HUNDEABGABE 

Der Gemeinderat der Marktgemeinde Ruprechtshofen hat in der Sitzung vom 5. Juni 2025 beschlossen, 

aufgrund der Bestimmungen des NÖ Hundeabgabegesetzes 1979, LGBl. 3702, in der derzeit geltenden 

Fassung für das Halten von Hunden eine Abgabe wie folgt zu erheben: 

1. für Nutzhunde jährlich €   6,54 pro Hund 

2. für Hunde mit erhöhtem Gefährdungspotential und auffällige Hunde nach §§ 2 und 3 

NÖ Hundehaltegesetz jährlich € 100,00 pro Hund 

3. für alle übrigen Hunde jährlich € 30,- für den ersten Hund und € 40,- für jeden weiteren Hund 

Wird der Hund während des Jahres erworben, so ist die Hundeabgabe innerhalb eines Monats nach 

dem Erwerb zu entrichten. Für die folgenden Jahre ist die Hundeabgabe jeweils bis spätestens zum 15. 

Februar des laufenden Jahres ohne weitere Aufforderung zu entrichten. 

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 2026 in Kraft. 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die vorliegende 
Verordnung über die Erhebung der Hundeabgabe, wie im Sachverhalt beschrieben, 
beschließen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig. 

Marktstandsgebühren: 
Die Marktstandsgebühren wurden mit Verordnung des Gemeinderates im Jahr 2010 
von € 2,18 (ATS 30,-) auf € 5.00 angehoben. Eine Berechnung nach dem 
Verbraucherpreisindex ergibt eine Gebührenhöhe von € 4,06, also deutlich unter 
dem geltenden Gebührensatz. Eine Erhöhung soll daher nicht vorgenommen 
werden. 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge von einer Erhöhung der 
geltenden Marktstandsgebühren, wie im Sachverhalt beschrieben, absehen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig. 

Stellplatz-Ausgleichsabgabe: 
Die Stellplatz-Ausgleichsabgabe wurde per Verordnung des Gemeinderates vom 
19.11.2012 mit € 3.000,- festgelegt und seither nicht mehr angepasst. Die 
Neuberechnung nach dem Verbraucherpreisindex ergibt eine Abgabenhöhe von 
€ 4.200,-, die Erhöhung soll mittels vorliegender Verordnung vom Gemeinderat 
beschlossen werden: 
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Der Gemeinderat der Marktgemeinde Ruprechtshofen hat in der Sitzung vom 5. Juni 2025 für die 
Festsetzung des Einheitssatzes der Stellplatz-Ausgleichsabgabe folgende 

Verordnung 

beschlossen. 

§ 1 
Gemäß § 41 Abs. 3 der NÖ Bauordnung 1996, LGBl. 8200-20 in der jeweis geltenden Fassung, wird 
der Einheitssatz für einen Stellplatz für Kraftfahrzeuge aufgrund der durchschnittlichen 
Grundbeschaffungs- und Baukosten für einen Abstellplatz von 30 m2 Nutzfläche für die Marktgemeinde 
Ruprechtshofen mit 

€ 4.200,- 
festgesetzt. 

§ 2 
Diese Verordnung tritt nach ihrer Kundmachung mit dem auf den Ablauf der zweiwöchigen 
Kundmachungsfrist folgenden Tag in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung des Gemeinderates über 
die Festsetzung des Einheitssatzes der Stellplatz-Ausgleichsabgabe vom 19.11.2012 außer Kraft. 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die vorliegende 
Verordnung zur Festsetzung des Einheitssatzes einer Stellplatz-Ausgleichsabgabe, 
wie im Sachverhalt beschrieben, beschließen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig. 

Kindergartentransport: 

Die Tarife für den Kindergartentransport werden jährlich zu Beginn des 
Kindergartenjahres (jeweils September bis Juni) neu berechnet, die 
Elternbeiträge wurden vom Gemeinderat mit einem Drittel der anfallenden 
Kosten festgelegt. Von der Gemeindeaufsicht wurde eine Erhöhung der 
Elternbeiträge auf 50% empfohlen, was allerdings zur Folge hätte, dass sich 
die Anzahl der transportierten Kinder deutlich reduzieren wird. Kinder würden 
in diesem Fall mit dem PKW zum Kindergarten gebracht, was die ohnehin 
angespannte Parkplatzsituation verschärfen würde und auch aus Gründen des 
Umweltschutzes nicht sinnvoll wäre. Die Buskosten steigen ohnehin jährlich 
nach dem Verbraucherpreisindex, wie mit dem Busunternehmen vereinbart. 
Ein gleichbleibender Tagespreis für den Bus mit reduzierter Kinderanzahl 
würde den Kindergartentransport für die Gemeinde vermutlich sogar 
verteuern. 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Erhöhung des 
Elternbeitrages für den Kindergartenbus, wie im Sachverhalt beschrieben, ablehnen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig. 

Nachmittags- und Ferienbetreuung: 

Die Tarife für die Nachmittagsbetreuung im Kindergarten sind gesetzlich 

geregelt und nach dem Verbraucherpreisindex bei einer Überschreitung von 

5% anzupassen. Diese Anpassung wurde seit dem Jahr 2016 nicht 

vorgenommen und soll nachgeholt werden. Gleichzeitig soll auch der Tarif für 

die Nachmittagsbetreuung in der Ferienzeit an den Nachmittagstarif außerhalb 

der Ferien angepasst werden, je Ferienwoche soll ein Viertel des 

Nachmittagstarifs verrechnet werden. 

Gemäß § 35 Z 19 NÖ Gemeindeordnung 1973 soll folgende Beitragsregelung 

beschlossen werden, die nicht in Form einer Verordnung zu erfolgen hat: 
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Richtlinie gem. § 35 (19) NÖ Gemeindeordnung 1973 
für die Einhebung des Beitrages für Spiel- und Beschäftigungsmaterial sowie für die 

Inanspruchnahme der Nachmittagsbetreuung im Kindergarten Ruprechtshofen 

§ 1 Elternbeiträge zur Nachmittagsbetreuung 

Die Marktgemeinde Ruprechtshofen als Kindergartenerhalter hebt in der Betreuungszeit von Montag 
bis Freitag zwischen 13.00 Uhr und 17.00 Uhr einen Kostenbeitrag gemäß § 25 NÖ 
Kindergartengesetz 2006 - gestaffelt nach der Anzahl der wöchentlichen Betreuungsstunden - ein. 

§ 2 Höhe der Beiträge pro Monat 

Nachmittagsbetreuung bis max. 10 Wochenstunden € 70,- inkl. USt. 
Nachmittagsbetreuung bis max. 15 Wochenstunden € 91,- inkl. USt. 
Nachmittagsbetreuung über 15 Wochenstunden  € 112,- inkl. USt. 

Diese Beitragssätze ändern sich im Ausmaß des Index der Verbraucherpreise der Bundesanstalt 
Statistik Österreich, wobei Indexänderungen erst ab einer Erhöhung von mindestens 5 % zu 
berücksichtigen sind. Im Falle einer Änderung ist der Beitragssatz auf volle Euro aufzurunden und 
wird mit dem Jahresersten des folgenden Kalenderjahres wirksam. 

§ 3 An- und Abmeldung zur Nachmittagsbetreuung 

Die An- oder Abmeldung zur Nachmittagsbetreuung bzw. die Änderungen der zeitlichen 
Inanspruchnahme sind nur zu Beginn des Kindergartenjahres, mit 1. Dezember, mit 1. März und zu 
Beginn der Kindergartenferien zulässig. 

§ 4 Elternbeiträge zur Nachmittagsbetreuung in der Ferienzeit 

Die Marktgemeinde Ruprechtshofen als Kindergartenerhalter hebt in der Betreuungszeit in den Ferien 
von Montag bis Freitag zwischen 13.00 Uhr und 17.00 Uhr ein Viertel des monatlichen Beitrages gem. 
§ 2 dieser Richtlinie - gestaffelt nach der Anzahl der wöchentlichen Betreuungsstunden – pro Woche 
ein. 

§ 5 Höhe der Beiträge pro Woche in der Ferienzeit 

Nachmittagsbetreuung bis max. 10 Wochenstunden € 17,50 inkl. USt. 
Nachmittagsbetreuung bis max. 15 Wochenstunden € 22,75 inkl. USt. 
Nachmittagsbetreuung über 15 Wochenstunden  € 28,00 inkl. USt. 

Diese Beitragssätze ändern sich im gleichen Prozentausmaß wie die Beiträge gem. § 2 dieser 
Richtlinie. 

§ 6 An- und Abmeldung zur Ferienbetreuung und zur Nachmittagsbetreuung in der Ferienzeit 

Die Anmeldung zur Nachmittagsbetreuung in den Ferien hat bis spätestens 15. Juni vor Beginn der 
Sommerferien verbindlich zu erfolgen.  

§ 7 Beitrag für Spiel- und Beschäftigungsmaterial 

Für die Bereitstellung von Spiel- und Beschäftigungsmaterial wird ein Beitrag von € 12,- inkl. USt. je 
Kind und Monat eingehoben. Dieser Beitrag darf gemäß § 25 (6) NÖ Kindergartengesetz 2006 
höchstens kostendeckend sein und wird zur Gänze für Spiel- und Beschäftigungsmaterial verwendet. 

§ 8 Beitrag für Spiel- und Beschäftigungsmaterial in den Ferien 

Für die Bereitstellung von Spiel- und Beschäftigungsmaterial wird ein Beitrag von € 3,- inkl. USt. je 
Kind und Ferienwoche, in der das Kind an mindestens einem Tag angemeldet ist, eingehoben. Dieser 
Beitrag darf gemäß § 25 (6) NÖ Kindergartengesetz 2006 höchstens kostendeckend sein und wird zur 
Gänze für Spiel- und Beschäftigungsmaterial verwendet. 

§ 9 Einhebung der Beiträge für die Ferienbetreuung und die Nachmittagsbetreuung in der Ferienzeit 

Die Beiträge gem. § 5 und 8 dieser Richtlinie werden nach Eingang der verbindlichen Anmeldung 
gem. § 6 im Vorhinein eingehoben. Eine Refundierung der Beiträge – aus welchen Gründen auch 
immer – erfolgt nicht. 

§ 10 Inkrafttreten 

Diese Richtlinie wurde vom Gemeinderat der Marktgemeinde Ruprechtshofen am 6. Juni 2025 
beschlossen und tritt am 1. September 2025 in Kraft. Gleichzeitig treten die bisher geltenden 
Richtlinien betreffend die Einhebung des Beitrages für Spiel- und Beschäftigungsmaterial sowie für die 
Inanspruchnahme der Nachmittagsbetreuung im Kindergarten Ruprechtshofen außer Kraft. 
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Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die vorliegende 
Richtlinie für die Einhebung des Beitrages für Spiel- und Beschäftigungsmaterial 
sowie für die Inanspruchnahme der Nachmittagsbetreuung im Kindergarten 
Ruprechtshofen, wie im Sachverhalt beschrieben, beschließen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: Vier Gegenstimmen, FPÖ. 

Gebühren Tagesbetreuung, Elternbeiträge für Verpflegung: 

Die Tarife für den Besuch sprengelfremder Kinder in der 
Tagesbetreuungseinrichtung sind gesetzlich geregelt und sollen an die 
tatsächlichen Kosten angepasst werden. Die Verpflegung in der 
Tagesbetreuung ist kostendeckend abzurechnen, die Beiträge sind demnach 
anzupassen.  
Gemäß § 35 Z 19 NÖ Gemeindeordnung 1973 soll folgende Beitragsregelung 
beschlossen werden, die nicht in Form einer Verordnung zu erfolgen hat: 

Richtlinie gem. § 35 (19) NÖ Gemeindeordnung 1973 für die Einhebung des Beitrages 
für den Besuch der Tagesbetreuung Ruprechtshofen von Kindern ohne Hauptwohnsitz in der 
Gemeinde Ruprechtshofen gem. § 6 NÖ Kinderbetreuungsgesetz 1996 sowie die Einhebung 

von 
Beiträgen für die Verpflegung in der Tagesbetreuungseinrichtung Ruprechtshofen 

§ 1 Aufnahme von Kindern ohne Hauptwohnsitz in der Tagesbetreuungseinrichtung der 
Marktgemeinde Ruprechtshofen 

Die Aufnahme von Kindern ohne Hauptwohnsitz in Ruprechtshofen erfolgt auf Antrag der 
Erziehungsberechtigten nach Maßgabe der freien Plätze in der Tagesbetreuungseinrichtung. 

§ 2 Betreuungsbeitrag Hauptwohnsitzgemeinden 

Die Marktgemeinde Ruprechtshofen als Betreiber der Tagesbetreuungseinrichtung „Krabbelgruppe 
Sonnenschein“ hebt für den Besuch von Kindern ohne Hauptwohnsitz in der Marktgemeinde 
Ruprechtshofen einen Betreuungsbeitrag gem. § 6 (1) NÖ Kinderbetreuungsgesetz 1996 i.d.g.F. von 
der jeweiligen Hauptwohnsitzgemeinde ein. Für den Fall, dass die Hauptwohnsitzgemeinde selbst 
eine Tagesbetreuungseinrichtung betreibt und daher nicht beitragspflichtig ist, ist der Beitrag von den 
Erziehungsberechtigten des betreffenden Kindes aufzubringen.  

§ 3 Höhe des Beitrags pro Monat 

Betreuungsbeitrag Hauptwohnsitzgemeinden € 380,- inkl. USt. je Monat und Kind 

Dieser Beitragssatz ändert sich im Ausmaß des Index der Verbraucherpreise der Bundesanstalt 
Statistik Österreich, wobei Indexänderungen erst ab einer Erhöhung von mindestens 5 % zu 
berücksichtigen sind. Im Falle einer Änderung ist der Beitragssatz auf volle Euro aufzurunden und 
wird mit dem Jahresersten des folgenden Kalenderjahres wirksam. Im Fall von 
finanzierungswirksamen Änderungen der Rahmenbedingungen für den Betrieb der 
Tagesbetreuungseinrichtung ist seitens der Marktgemeinde Ruprechtshofen eine Neuberechnung des 
Beitrags vorzunehmen. 

§ 4 Elternbeiträge für die Verpflegung in der Tagesbetreuung Ruprechtshofen 

Beitrag für die Jause pro Portion  € 2,50 inkl. USt. 
Beitrag für das Mittagessen pro Portion  € 5,50 inkl. USt. 

Der Tarif für das Mittagessen ergibt sich aus der Aufteilung einer Erwachsenenportion auf zwei 
Kinder. Um größere Preissprünge zu vermeiden, soll der Essenspreis im Kindergarten und in der 
Tagesbetreuung am 1. September jeden Jahres nach dem Verbraucherpreisindex angepasst werden. 
Basis ist der VPI 2010, Stand Juni des jeweiligen Jahres. Die Lieferung des Essens erfolgt durch die 
Bauhofmitarbeiter, die Gemeinde verrechnet keinen Aufschlag auf die Portionspreise. 

§ 5 Inkrafttreten 

Diese Richtlinie wurde vom Gemeinderat der Marktgemeinde Ruprechtshofen am 6. Juni 2025 
beschlossen und tritt am 1. September 2025 in Kraft. Gleichzeitig treten die bisher geltenden 
Richtlinien betreffend die Einhebung des Beitrages für den Besuch der Tagesbetreuung 
Ruprechtshofen von Kindern ohne Hauptwohnsitz in der Gemeinde Ruprechtshofen gem. § 6 NÖ 
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Kinderbetreuungsgesetz 1996 sowie die Einhebung von Beiträgen für die Verpflegung in der 
Tagesbetreuungseinrichtung Ruprechtshofen außer Kraft. 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die vorliegende 
Richtlinie für die Einhebung des Beitrages für den Besuch der Tagesbetreuung 
Ruprechtshofen von Kindern ohne Hauptwohnsitz in der Gemeinde Ruprechtshofen 
gem. § 6 NÖ Kinderbetreuungsgesetz 1996 sowie die Einhebung von Beiträgen für 
die Verpflegung in der Tagesbetreuungseinrichtung Ruprechtshofen, wie im 
Sachverhalt beschrieben, beschließen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig. 

Punkt 8 der Tagesordnung: 
Bericht über die Vergabebeschlüsse des Gemeindevorstandes 

Sachverhalt: 
Der Bürgermeister informiert im Hinblick auf das Informationsfreiheitsgesetz über die 
erfolgten Vergaben im Gemeindevorstand: 

- Beschlussfassung der Durchführung eines Gemeindeausfluges 

Am Samstag, dem 6. September 2025 soll ein Gemeindeausflug mit 
Bediensteten und Mandataren sowie deren Partnerinnen und Partnern 
durchgeführt werden. Geplant ist die Besichtigung des Parlaments und des 
Zentralfriedhofs in Wien. Die Kosten für den Bus betragen gemäß Angebot 
der Fa. Mitterbauer € 1.320,-, Eintritt und Führung am Zentralfriedhof kosten € 
18,- pro Person. Die Abendeinkehr bei Fa. Gamsjäger in Zagging wird zur 
Gänze von der Gemeinde übernommen. Ein Kostenbeitrag in der Höhe von € 
25,- wird von Gemeinderäten und den mitreisenden PartnerInnen der 
Mandatare und Bediensteten eingehoben. 

- Beschlussfassung der Durchführung eines Seniorenausfluges 

Am Donnerstag, dem 21. August 2025 soll der jährliche Seniorenausflug 
stattfinden. Vorgesehen ist die Besichtigung des NÖ Landhauses sowie der 
Besuch der Landesausstellung 2025. Die Gemeinde übernimmt die 
Buskosten sowie die Abendeinkehr. Der Kostenbeitrag wurde trotz 
allgemeiner Teuerung seit dem Jahr 2010 nicht mehr angepasst und soll von 
€ 15,- auf € 25,- pro Teilnehmer erhöht werden.  

- Beschlussfassung der Anschaffung eines Sonnenschutzes für das 
Bauhofgebäude 

Um die Aufheizung des Bauhofgebäudes im Sommer zu reduzieren sollen an 
acht Fenstern Vorbau-Rolläden angebracht werden. Ein entsprechendes 
Angebot der Fa. Fenster Hörhan liegt zur Beschlussfassung vor, der Endpreis 
nach Abzug von Rabatt und Skonto beläuft sich auf € 3.300,- inkl. USt. Eine 
Anzahlung in der Höhe von € 2.000,- bei Beauftragung wurde vereinbart. 

- Beschlussfassung der Anschaffung eines Gartenhauses für den 
Außenbereich des Kindergartens 

In der Sitzung des Gemeinderates vom 8. April 2025 wurde die Umgestaltung 
der Außenspielfläche der Tagesbetreuung beschlossen. Der 
Vergabebeschluss für die einzelnen Positionen soll in der heutigen Sitzung 
erfolgen. Das Gartenhaus von der Fa. Steiner kostet mit der erforderlichen 
Dachpappe ca. € 3.000,- hier sind noch Nachlässe möglich. Die Fa. 
Linsbauer Spielanlagen hat die Kleinkinder-Spielanlage „Mariazell“ um € 
4.888,17, die Sitzgruppe „Waldhäuschen“ um € 270,63 und die Sitzgruppe 
„Kreuzberg“ um € 695,49, jeweils netto, angeboten. Diese Positionen sind im 
vorliegenden Ausführungsplan enthalten. 
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- Beschlussfassung der Vergabe von Lieferungen und Leistungen zur 
Umgestaltung der Außenspielfläche der Tagesbetreuungseinrichtung 

Ebenfalls aufgrund des Gemeinderatsbeschlusses vom 8. April 2025 sollen 
die geplanten Baumeisterarbeiten zur Herstellung einer Asphaltbahn im 
Garten und zur Errichtung zusätzlicher Parkflächen vergeben werden. Ein 
Angebot der Fa. Schweighofer in der Höhe von 
€ 20.387,04 inkl. 20% USt. liegt zur Beschlussfassung vor. 

- Beschlussfassung der Errichtung einer Lärmschutzwand für den 
Spielplatz Am Hiesbergblick 

Aufgrund von durchaus berechtigten Anrainerbeschwerden, die beim 
Wohnungskauf über den geplanten Spielplatz vom Wohnbauträger nicht 
informiert waren, soll eine Lärm- und Sichtschutzwand zur Abgrenzung der 
Spielfläche errichtet werden. Ein Angebot der Fa. H u. J. Steiner GmbH für 
die 2,2 m hohe Lärmschutzwand „Nature“ in der Höhe von € 7.294,72 brutto 
liegt zur Beschlussfassung vor. Die Errichtung der Wand erfolgt durch die 
Bauhofmitarbeiter. 

- Beschlussfassung eines Zusatzangebots für die Variantenberechnung 
von Retentionsflächen im Bereich der Schlattenbachmündung 

Als wesentlicher Projektteil im Generellen Projekt ist im Abschnitt der Melk 
von der Brücke L105 bis zur ehemaligen Bahnstrecke linksufrig eine 
Aufweitungs- und Retentionsfläche vorgesehen. In diesem Bereich befindet 
sich auch die Schlattenbachmündung. Durch die geplante Erhöhung des 
rechtsufrigen Dammes kommt es hier zu Aufspiegelungen. Die 
Grundaufbringung für die Aufweitungsfläche gestaltet sich schwierig. Es soll 
daher eine alternative Variante ausgearbeitet und hydraulisch geprüft werden, 
mit der eine Zustimmung der Grundeigentümer wahrscheinlicher zu erreichen 
ist. Das Zusatzangebot enthält den Vorentwurf, die hydraulische Modellierung 
der Ausweitung der benötigten Grundstücksflächen. Die ausgearbeiteten 
Unterlagen dienen als Grundlage für die Gespräche mit den 
Grundeigentümern. Das Angebot beläuft sich auf € 6.679,40 inkl. USt., die 
Kosten werden mit der Gemeinde St. Leonhard am Forst nach dem 
festgelegten Aufteilungsschlüssel geteilt. 

Punkt 9 der Tagesordnung: 
Bericht von der Gebarungseinschau des Prüfungsausschusses vom 2. Juni 2025 

Sachverhalt: 
Die Gebarungsprüfung des Prüfungsausschusses fand am Montag, dem 2. Juni 2025 
statt. Es wurden keine Unregelmäßigkeiten festgestellt, die Gebarung wurde sparsam, 
wirtschaftlich und zweckmäßig geführt. 

Antrag des Obmannes des Prüfungsausschusses: Der Gemeinderat möge den 
Bericht von der Gebarungseinschau des Prüfungsausschusses vom 2. Juni 2025 zur 
Kenntnis nehmen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

Punkt 10 der Tagesordnung: 
Bericht des Bürgermeisters 
- Der Entscheid des Oberlandesgerichts betreffend die Ersitzung eines Weges 

in Zwerbach wurde nicht beeinsprucht und ist somit rechtskräftig. Die 
Gemeinde hat in allen Punkten Recht bekommen, die Wiederherstellung des 
Weges und die Übernahme der Verfahrenskosten wurden dem Prozessgegner 
aufgetragen. 
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- In Zwerbach wurden Grenzmarken widerrechtlich entfernt, eine Vermessung 
wird neuerlich durchgeführt, um die Grenzpunke zu bestimmen. 

- In Zwerbach soll auf der Liegenschaft Buzzi ein kleiner Spielplatz errichtet 
werden, dort wird auch die Dorfgemeinschaft Zwerbach künftig ihren Maibaum 
aufstellen dürfen. Ein Kostenbeitrag von € 5.000,- wurde der Dorfgemeinschaft 
in Aussicht gestellt. 

- Eine Innenarchitektin wurde eingeladen, sich über eine sinnvollere 
Raumnutzung am Gemeindeamt Gedanken zu machen. Allfällige Maßnahmen 
sollen im Frühjahr des kommenden Jahres umgesetzt werden. 

- Eine Unterschriftenaktion betreffend den Hochwasserschutz wurde 
durchgeführt, ca. 500 Personen haben unterschrieben. Ziel der Aktion ist, trotz 
ökologischer Bedenken den Konsens beim Hochwasserschutz einzuhalten, 
um Anlieger zu schützen. 

- Eine Pumpen-Ankaufsaktion für den Hochwasserschutz soll von der 
Gemeinde gemeinsam mit den beiden Feuerwehren durchgeführt werden. 

- Für die Neuerrichtung der Brücke in Lehen zur Verbesserung des 
Hochwasserabflusses werden kurzfristig während der Bauphase benötigte 
Flächen zur vorübergehenden Materialablagerung von einem Anlieger nicht 
zur Verfügung gestellt. Nach Alternativen wird gesucht. 

- Im Zuge der beschlossenen Leitbilderstellung „Gemeindevision“ soll die 
Bevölkerung mittels eines QR-Codes in der Gemeindezeitung zur 
Ideenfindung eingeladen werden. Am 15. September 2025 findet eine 
diesbezügliche Veranstaltung mit Bürgerbeteiligung statt. 

- Die beiden desolaten Sandplätze der Tennisanlage sollen befestigt und als so 
genannte „Red Court“-Plätze ausgeführt werden. Hintergrund ist der Entfall 
der ständigen Wartung und die Bespielbarkeit in den Wintermonaten. Die 
Kosten für die Maßnahme werden auf € 110.000,- geschätzt, die Finanzierung 
ist aufgrund der derzeit angespannten Finanzlage noch ungewiss. 

- Für das Kindergartenjahr 2025/26 wurden 91 Kinder angemeldet, alle können 
im Kindergarten untergebracht werden. 

- In den Jahren 2002 bis 2017 hat offenbar ein Baukartell bestanden, durch 
Preisabsprachen könnte der Wettbewerb zum Nachteil der Auftraggeber 
ausgeschaltet worden sein. Da die Gemeinde Ruprechtshofen möglicherweise 
betroffen ist, soll der im Rahmen einer Ausschreibung der 
Bundesbeschaffungsagentur als Bestbieter ermittelte Prozessfinanzierer im 
Auftrag der Gemeinde dem Verfahren beitreten. Für die Gemeinde besteht 
kein Risiko, im Falle des Erfolgs behält der Prozessfinanzierer 20% des 
Erlöses ein, der Rest geht an die Gemeinde. Die Beauftragung soll aufgrund 
von laufenden Fristen jedenfalls noch im Jahr 2025 durch den Gemeinderat 
erfolgen. 

- Ein Ansuchen auf Ausweisung einer Wohnstraße in Zwerbach ist bei der 
Gemeinde eingelangt. Die Kriterien für eine Wohnstraße werden aber dort 
nicht erfüllt, nach anderen Lösungen für die Verkehrsberuhigung wird gesucht. 

- Ein in der Natur nicht mehr vorhandener öffentlicher Weg in Lehen soll 
aufgelassen und die Flächen den Anrainern zum Kauf angeboten werden. 
Dies ist erforderlich, um das geplante Flurbereinigungsverfahren durchführen 
zu können. 
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Punkt 11 der Tagesordnung: 
Berichte und Anfragen der Gemeinderatsmitglieder 

GfGR Potzmader berichtet, dass das Vereinsgebäude aufgrund von Wasserschäden 
umfangreich saniert werden muss. Die Sanierung vor einigen Jahren hat nicht den 
gewünschten Erfolg gebracht. Der FC Leonhofen darf Teile des Areals des 
Generationenparks für das Dr. Nimmrichter-Turnier benützen. Hierfür wurde ein Teil 
der Blumenwiese gemäht, begleitend zum Turnier sollen dort unter anderem Kinder 
betreut und unterhalten werden. Auch die beiden Gemeinden Ruprechtshofen und 
St. Leonhard am Forst sind dort vertreten. 

GfGR Schrattmaier berichtet über den Stand der Vorbereitungen zum 
Sommerferienspiel. In diesem Rahmen werden Veranstaltungen getrennt für Kinder 
und auch für Jugendliche angeboten, unter anderem eine Stempelrallye für die 
Kinder und eine GPS-Rallye für die jugendlichen Teilnehmer. Es wurden wieder 
attraktive Preise für die Teilnehmer gesammelt. Der Abschluss findet am 30. August 
2025 am Bauhof statt. 

GfGR Sterkl berichtet, dass die Güterwege Ages, Miniberg und Melbinger fertig 
saniert wurden. In weiterer Folge werden die Bankette hergestellt, die Vermessung 
wird von der Agrarbezirksbehörde beauftragt. 

GR Mayerhofer fragt an, ob die Schulstraße nach der Instandsetzung die gleiche 
Breite aufweisen wird. Laut Information des Bürgermeisters wird sich die Breite durch 
die Sanierung nicht ändern. 

Punkt 12 der Tagesordnung: 
Beschlussfassung der Gewährung von außerordentlichen Vorrückungen 

Siehe Protokoll der nicht öffentlichen Sitzung. 

Punkt 13 der Tagesordnung (Dringlichkeitsantrag): 
Beratung und Beschlussfassung der Annahme der Förderungsverträge 
C205163 ABA BA12, C205254 ABA BA13, C205164 WVA BA11, C205255 WVA 
BA12 und C306031 WVA BA14 

Sachverhalt: 
Von der Gemeinde wurden Fördermittel für das Bauvorhaben BA 12 ABA 
Erweiterung Zwerbach I und II bei der KPC beantragt. 
Aufgrund der geltenden Förderrichtlinien ist die Finanzierung wie folgt vorgesehen: 
Anschlussgebühren €   30.000,00 
Eigenmittel  €   53.000,00 
Landesmittel  €            0,00 
Bundesmittel  €   31.395,00 
Restfinanzierung   €            0,00 
Gesamtinvestitionskosten (ohne MWST. )  € 115.000,00 
Annahme der Fördermittel des Bundes: 
Vom Bund (vertreten durch die Kommunalkredit Public Consulting GmbH.) liegt ein 
Fördervertrag C205163 vom 21.05.2025 vor. Zu den förderbaren 
Gesamtinvestitionskosten in Höhe von € 115.000,00 ohne MWSt. wurde eine 
Förderung im Ausmaß von € 31.395,00 in Form von Investitionszuschüssen gewährt. 
Der GR beschließt die Annahme des Fördervertrages des Bundes einschließlich der 
darin enthaltenen Förderbedingungen. 
Antrag des Bürgermeisters: Der Gemeinderat möge die Annahme des 
Fördervertrages C205163, wie im Sachverhalt beschrieben, beschließen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
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Sachverhalt: 
Von der Gemeinde wurden Fördermittel für das Bauvorhaben BA 13 ABA Am 
Hiesbergblick bei der KPC beantragt. 
Aufgrund der geltenden Förderrichtlinien ist die Finanzierung wie folgt vorgesehen: 
Anschlussgebühren €   55.000,00 
Eigenmittel  € 381.658,00 
Landesmittel  €        473,00 
Bundesmittel  € 162.869,00 
Restfinanzierung   €            0,00 
Gesamtinvestitionskosten (ohne MWST. )  € 600.000,00 
Annahme der Fördermittel des Bundes: 
Vom Bund (vertreten durch die Kommunalkredit Public Consulting GmbH.) liegt ein 
Fördervertrag C205254 vom 21.05.2025 vor. Zu den förderbaren 
Gesamtinvestitionskosten in Höhe von € 600.000,00 ohne MWSt. wurde eine 
Förderung im Ausmaß von € 162.869,00 in Form von Finanzierungszuschüssen 
gewährt. 
Der GR beschließt die Annahme des Fördervertrages des Bundes einschließlich der 
darin enthaltenen Förderbedingungen. 
Antrag des Bürgermeisters: Der Gemeinderat möge die Annahme des 
Fördervertrages C205254, wie im Sachverhalt beschrieben, beschließen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

Sachverhalt: 
Von der Gemeinde wurden Fördermittel für das Bauvorhaben BA 11 WVA 
Erweiterung Zwerbach I und II bei der KPC beantragt. 
Aufgrund der geltenden Förderrichtlinien ist die Finanzierung wie folgt vorgesehen: 
Anschlussgebühren € 10.000,00 
Eigenmittel  € 39.800,00 
Landesmittel  €          0,00 
Bundesmittel  € 10.200,00 
Restfinanzierung   €          0,00 
Gesamtinvestitionskosten (ohne MWST. )  € 60.000,00 
Annahme der Fördermittel des Bundes: 
Vom Bund (vertreten durch die Kommunalkredit Public Consulting GmbH.) liegt ein 
Fördervertrag C205164 vom 21.05.2025 vor. Zu den förderbaren 
Gesamtinvestitionskosten in Höhe von € 60.000,00 ohne MWSt. wurde eine 
Förderung im Ausmaß von € 10.200,00 in Form von Investitionszuschüssen gewährt. 
Der GR beschließt die Annahme des Fördervertrages des Bundes einschließlich der 
darin enthaltenen Förderbedingungen. 
Antrag des Bürgermeisters: Der Gemeinderat möge die Annahme des 
Fördervertrages C205164, wie im Sachverhalt beschrieben, beschließen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

Sachverhalt: 
Von der Gemeinde wurden Fördermittel für das Bauvorhaben BA 12 WVA Am 
Hiesbergblick bei der KPC beantragt. 
Aufgrund der geltenden Förderrichtlinien ist die Finanzierung wie folgt vorgesehen: 
Anschlussgebühren €   20.000,00 
Eigenmittel  € 108.650,00 
Landesmittel  €            0,00 
Bundesmittel  €   26.350,00 
Restfinanzierung   €            0,00 
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Gesamtinvestitionskosten (ohne MWST. )  € 155.000,00 
Annahme der Fördermittel des Bundes: 
Vom Bund (vertreten durch die Kommunalkredit Public Consulting GmbH.) liegt ein 
Fördervertrag C205255 vom 21.05.2025 vor. Zu den förderbaren 
Gesamtinvestitionskosten in Höhe von € 155.000,00 ohne MWSt. wurde eine 
Förderung im Ausmaß von € 26.350,00 in Form von Investitionszuschüssen gewährt. 
Der GR beschließt die Annahme des Fördervertrages des Bundes einschließlich der 
darin enthaltenen Förderbedingungen. 
Antrag des Bürgermeisters: Der Gemeinderat möge die Annahme des 
Fördervertrages C205255, wie im Sachverhalt beschrieben, beschließen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

Sachverhalt: 
Von der Gemeinde wurden Fördermittel für das Bauvorhaben BA 14 WVA 
Erweiterung Rainberg bei der KPC beantragt. 
Aufgrund der geltenden Förderrichtlinien ist die Finanzierung wie folgt vorgesehen: 
Anschlussgebühren €     8.000,00 
Eigenmittel  €   99.650,00 
Landesmittel  €            0,00 
Bundesmittel  €   22.350,00 
Restfinanzierung   €            0,00 
Gesamtinvestitionskosten (ohne MWST. )  € 130.000,00 
Annahme der Fördermittel des Bundes: 
Vom Bund (vertreten durch die Kommunalkredit Public Consulting GmbH.) liegt ein 
Fördervertrag C306031 vom 21.05.2025 vor. Zu den förderbaren 
Gesamtinvestitionskosten in Höhe von € 130.000,00 ohne MWSt. wurde eine 
Förderung im Ausmaß von € 22.350,00 in Form von Investitionszuschüssen gewährt. 
Der GR beschließt die Annahme des Fördervertrages des Bundes einschließlich der 
darin enthaltenen Förderbedingungen. 
Antrag des Bürgermeisters: Der Gemeinderat möge die Annahme des 
Fördervertrages C306031, wie im Sachverhalt beschrieben, beschließen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

 

Der Bürgermeister gibt dem anwesenden Obmann des FC Leonhofen, Herrn Mario 
Schöner, die Gelegenheit, über die Tätigkeit des Vereins und dessen Erfolge zu 
berichten. Thematisiert wird auch das in Kürze stattfindende Dr. Nimmrichter-
Gedenkturnier. Anhand einer gut vorbereiteten und sehr übersichtlichen Präsentation 
erhalten die anwesenden Gemeinderäte Einblick in die Finanzgebarung des Vereins 
und die Verwendung der gewährten Fördermittel. 

Nachdem keine weiteren Anträge und Anfragen mehr vorliegen und alle Punkte der 
Tagesordnung erledigt wurden, dankt der Bürgermeister den Mitgliedern des 
Gemeinderates für ihre Mitarbeit und schließt die Sitzung. 
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Dieses Sitzungsprotokoll wurde in der Sitzung des Gemeinderates am 
vorgelesen und genehmigt. 
 
 
(Schriftführer) (Bürgermeister) 
 
 
(Gemeinderat) (Gemeinderat) 
 
 
(Gemeinderat) 
 


